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Sachgebiet 2330 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Schneider, Mick, Dr. Müiier-Hermann, Höcheri 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Zieie und Aufgaben der Wohnungspoiitik 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wieviel Wohnungen müssen nach Auffassung der Bundes- 
regierung in den nächsten Jahren jährlich gebaut werden, 
wieviel davon im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus - 
getrennt nach dem 1. und 2. Förderungsweg um den vor- 
handenen Wohnungsbedarf abzudecken? In welchen Gebie- 
ten besteht noch ein akuter Wohnungsmangel? 

2. Auf welche Grundlagen stützt die Bundesregierung ihre 
bisherige Annahme, daß ein mittelfristiger jährlicher Neu- 
baubedarf von ca. 450 000 bis 500 000 Wohnungen noch be- 
steht? 

Hat die Bundesregierung zum Zwecke der Feststellung des 
vorhandenen Wohnungsmangels Wohnungsbedarfsanaly- 
sen durchgeführt? Wenn ja, in welchen Gebieten, nach wel- 
chen Ermittlungsmethoden und mit welchen Ergebnissen? 
Wenn nein, beabsichtigt die Bundesregierung, derartige 
Bedarfsanalysen durchzuführen, in welchem Umfange und 
in welcher Weise? 

3. Wie hoch beziffert die Bundesregierung den jährlichen Be- 
darf an Neubauwohnungen, der durch Abbruch oder Über- 
alterung der Wohnungen erforderlich wird? Wie hoch wird 
der zusätzliche Bedarf pro Jahr an Wohnungen geschätzt, 
der durch Familienneugründungen entsteht? Wie groß 
schätzt die Bundesregierung den derzeitigen Bestand an 
bewohnten Nissenhütten, Baracken und Behelfsheimen? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die derzeitige Woh- 
nungsversorgung einkommensschwacher Bevölkerungs- 
kreise, insbesondere 

a) älterer Menschen, 

b) kinderreicher Familien, 

c) Schwerbehinderter, 

d) alleinstehender Personen und 

e) junger Ehepaare? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß künftig der 
soziale Wohnungsbau in erster Linie der Versorgung dieser 
Bevölkerungsgruppen mit preisgünstigeren und qualitativ 
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angemessenen Wohnungen dienen sollte? Wie hoch schätzt 
die Bundesregierung den gegenwärtigen und den künftigen 
Wohnungsbedarf für ausländische Arbeitnehmer und deren 
Familien? 

5. Geht die Bundesregierung davon aus, daß die Konzentra- 
tion der Wohnungsbauförderung auf die vorgenannten Be- 
völkerungsgruppen und die notwendige Erhöhung der Ein- 
zelförderung zu einem wesentlichen Rückgang des geför- 
derten Wohnungsbauvolumens führt, oder beabsichtigt sie, 
das gesamte Förderungsvolumen zu halten? 

6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß dem sozia- 
len Wohnungsbau neben der Versorgung besonders hilfs- 
bedürftiger Personengruppen auch weiterhin große Bedeu- 
tung bei der Erfüllung raumordnerischer, strukturpoliti- 
scher und städtebaulicher Aufgaben zukommt? Welche kon- 
kreten Folgerungen für den sozialen Wohnungsbau zieht 
die Bundesregierung aus den Erfordernissen der Raumord- 
nung und Strukturpolitik? 

7. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl der leer- 
stehenden Wohnungen; wie groß ist die Anzahl der leer- 
stehenden Sozialwohnungen? 

8. Ist die Bundesregierung weiter der Ansicht, daß es sich 
bei den Wohnungshalden überwiegend um Spekulations- 
objekte handelt, insbesondere angesichts der Tatsache, daß 
auch eine Vielzahl gemeinnütziger Wohnungsunternehmen 
einen Bestand an leerstehenden Wohnungen hat, der eine 
normale Fluktuationsreserve weit übersteigt? Wie erklärt 
sich die Bundesregierung das Leerstehen von Sozialwoh- 
nungen? Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der 
Umfang der leerstehenden Wohnungen inzwischen Aus- 
maße erreicht hat, die zu einer nachhaltigen Schädigung der 
Funktionsfähigkeit der Wohnungswirtschaft und - durch 
drohende Ausfälle bei der Fremdfinanzierung - auch der 
Kreditwirtschaft führen und sich dadurch lähmend auf die 
Bereitschaft zu neuen Investitionen für den Wohnungsbau 
auswirken? 

9. Sieht die Bundesregierung heute Möglichkeiten, leer- 
stehende Wohnungen in möglichst großem Umfang in So- 
zialwohnungen umzuwandeln, weil hierbei geringere För- 
derungsmittel benötigt werden als beim Neubau von So- 
zialwohnungen? Wenn ja, in welchem Umfang ist von die- 
sen Möglichkeiten bereits Gebrauch gemacht? 

10. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den Verkauf von 
leerstehenden Eigentumswohnungen, die nicht für eine Um- 
widmung in den sozialen Wohnungsbau in Betracht kom- 
men, durch steuerliche Maßnahmen zugunsten von Per- 
sonen zu fördern, die im sogenannten Regionalprogramm 
wohnberechtigt sind und zum Eigentumserwerb bereit wä- 
ren, aber infolge der überhöhten Kaufpreise dazu nicht in 
der Lage sind, und zwar 
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a) durch Erhöhung der nach § 7 b EStG abschreibungsfähi- 
gen Herstellungskosten für ein Einfamilienhaus von 
150 000 DM auf 200 000 DM und durch entsprechende 
Erhöhungen für Zweifamilienhäuser und Eigentums- 
wohnungen, 

b) durch Erhöhung der Abschreibungssätze, 

c) durch ErvTeiterung der steuerlichen Abschreibungs- 
fähigkeit der Schuldzinsen dergestalt, daß diese Zinsen, 
soweit sie den Nutzungswert der Wohnung übersteigen, 
als Verlust auf andere Einkünfte übertragen werden 
können? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die steuer- 
lichen Förderungsmöglichkeiten davon abhängig gemacht 
werden sollten, daß die Wohnungen zu einem angemesse- 
nen und tragbaren Preis veräußert werden und den Bau- 
herren ggf. Einbußen zugemutet werden müssen, um zu 
verhindern, daß Fehlspekulationen auf die Allgemeinheit 
abgewälzt werden? 

11. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß das Fami- 
lienheim und die Eigentumswohnung die größte Sicherheit 
für das Wohnen bieten, weil das Eigentum an der Woh- 
nung persönliche Unabhängigkeit gewährleistet und auch 
einen gegen Geldentwertung geschützten Sachwert schafft? 

12. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung in Anbe- 
tracht der heutigen hohen Kosten für Familienheime und 
Eigentumswohnungen, künftig auch minderbemittelten Be- 
völkerungsschichten den Erwerb dieses Eigentums zu für 
sie tragbaren Preisen zu ermöglichen? Warum lehnt die 
Bundesregierung die Bereitstellung von Eigenkapitalhilfen 
ab, obwohl dies eine wesentliche Voraussetzung zur Eigen- 
tumsbildung für diese Bevölkerungsschichten ist? 

13. Welche Mieten hält die Bundesregierung im sozialen Woh- 
nungsbau für zumutbar, und welche Steigerungsstufen hält 
sie auf Grund des Abbaus der degressiven Aufwendungs- 
beihilfen für tragbar? 

14. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die län- 
derweise sehr unterschiedlichen Mietobergrenzen bei der 
Förderung des sozialen Wohnungsbaus zu vereinheitlichen? 

15. Wann und auf welche Weise beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, der vom Deutschen Bundestag am 7. November 1973 
bei der Verabschiedung des Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Zweiten Wohngeldgesetzes (Drucksache 7/1209) gefaß- 
ten Entschließung Rechnung zu tragen und das Wohngeld- 
recht der geänderten Einkommens- und Mietensituation an- 
zupassen; wie will die Bundesregierung gleichzeitig damit 
die für notwendig gehaltene Verzahnung der Wohnungs- 
bauförderung und der Wohngeldgewährung herbeiführen? 

16. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Miet- 
sprünge zu verringern, die sich bei den vorhandenen So- 
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zialwohnungen aus den degressiven Aufwendungsbeihilfen 
ergeben und die in Kürze zu dem völlig untragbaren Mie- 
tenniveau von acht bis zehn Deutsche Mark je Quadrat- 
meter Wohnfläche im Monat führen werden? 

17. Beabsichtigt die Bundesregierung, auf die Länder dahin 
einzuwirken, daß künftig das degressive Förderungssystem 
eingeschränkt und durch stärkere Kapitalsubventionen er- 
setzt wird, um wieder zu Sozialmieten zu gelangen, die für 
die wirklich förderungsbedürftigen Teile der Bevölkerung 
tragbar sind und den rapide ansteigenden Ausgaben für 
das Wohngeld entgegenwirken? 

18. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die der- 
zeitige Situation in der Bau- und Wohnungswirtschaft einen 
Vergleich mit der Rezession 1966/67 nicht zuläßt? Welche 
Konsequenzen zieht sie daraus? 

19. Ist die Bundesregierung weiterhin der Ansicht, daß der bis- 
herige Höchststand an Zusammenbrüchen in der Bau- und 
Wohnungswirtschaft eine normale Anpassung an struktu- 
relle Veränderungen darstellt; erwartet die Bundesregie- 
rung weitere Insolvenzen in der Bau- und Wohnungswirt- 
schaft? 

20. Wie hoch ist die Zahl der Arbeitslosen und der abgewan- 
derten Arbeitskräfte aus der Bau- und Wohnungswirt- 
schaft? Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Abwanderung qualifizierter Arbeitskräfte zu verhindern, 
die voraussichtlich nach einer Normalisierung der Verhält- 
nisse wieder dringend benötigt werden? Teilt die Bundes- 
regierung die Auffassung, daß in Anbetracht der zuneh- 
menden Zahl der Arbeitslosen in der Bau- und Wohnungs- 
wirtschaft die steigenden Ausgaben für die Arbeitslosen- 
unterstützung sinnvoller für produktive Maßnahmen ein- 
gesetzt werden müßten? Welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung zur Lösung dieses Problems? 

21. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Restrik- 
tionspolitik und die Zurückhaltung der Käufer von Wohn- 
eigentum wesentlich zu den Rentabilitätsproblemen und 
Liquiditätsproblemen der Bau- und Wohnungswirtschaft 
beitragen und weitere Zusammenbrüche herbeiführen wer- 
den? 

22. Wie beurteilt die Bundesregierung die langfristigen Aus- 
wirkungen des Zweiten Wohnraumkündigungsschutzge- 
setzes auf private Investitionen in den künftigen Mietwoh- 
nungsbau? 

23. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß bei der 
künftigen Wohnungspolitik der Erhaltung und Verbesse- 
rung des vorhandenen Wohnungsbestandes gleicher Rang 
wie der Neubauförderung einzuräumen ist? 
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für die Förderung der Modernisierung ein möglichst ein- 
faches und praktikables Verfahren einzuführen im Gegen- 
satz zu den derzeitig geltenden Modernisierungsrichtlinien? 
Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß alle Grup- 
pen von Gebäudeeigentümern in gleicher Weise in die För- 
derung einbezogen werden müssen? 

24. Bis wann ist die Bundesregierung in der Lage, ein Gesamt- 
konzept zur Wohnungspolitik vorzulegen, von welchen 
Grundsätzen und Zielvorstellungen geht sie dabei aus? 


Bonn, den 18. Dezember 1974 


Dr. Schneider 
Mick 

Dr. Müller-Hermann 
Höcherl 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 

Die Wohnungspolitik steht vor einer grundlegenden Wende. 
Die Bundesregierung steht der seit langem erkennbaren Krisen- 
situation hilflos gegenüber. Die vom Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau angekündigte Gesamt- 
konzeption für den Wohnungsbau steht noch immer aus. 

Nach den Mitteilungen des Statistischen Bundesamtes waren 
Ende 1973 rd. 22 640 000 Wohnungen vorhanden. Dem standen 
rd. 22 500 000 Haushalte gegenüber. Für das Jahr 1974 ist noch 
einmal mit der Fertigstellung von über 600 000 Wohnungen zu 
rechnen (Bundesbaublatt 1974 S. 333 f.). Die Zahl der leerstehen- 
den Wohnungen wird auf 200 000 bis 300 000 geschätzt. Damit 
ist rein zahlenmäßig ein annähernder Ausgleich zwischen Woh- 
nungen und Haushalten erreicht. 

Dabei bleibt allerdings offen, wieviel Zweitwohnungen dar- 
unter fallen und wieviel Wohnungen den Anforderungen an 
gesunde Wohnverhältnisse nicht genügen. 

Vor allem aber besagt der zahlenmäßige Vergleich nicht, daß 
in der Bundesrepublik kein Wohnungsmangel mehr vorhan- 
den ist. Denn es gibt in der Bundesrepublik keinen einheitlichen 
Wohnungsmarkt. Die Verhältnisse können gebietsmäßig sehr 
verschieden sein. Selbst in Gebieten mit leerstehenden Woh- 
nungen kann ein erheblicher Wohnungsbedarf für bestimmte 
Bevölkerungsgruppen bestehen, die die Mieten oder Lasten 
für die leerstehenden Wohnungen nicht aufbringen können, 
insbesondere für alte Menschen, für kinderreiche Familien und 
junge Ehepaare. Insoweit fehlt es an einem ausreichenden An- 
gebot von preisgünstigen Sozialwohnungen. 

Die starken Baukosten- und Kapitalkostensteigerungen der 
letzten Zeit haben nicht nur zu einer drastischen Verringerung 
der Zahl der geförderten Sozialwohnungen, sondern auch zu 
einer wohnungs- und sozialpolitisch schon lange nicht mehr 
vertretbaren Steigerung der Mieten und Belastungen bei den 
neu gebauten Sozialwohnungen geführt. Verschärft wird diese 
Problemlage noch durch die degressiven Subventionsmethoden, 
die in immer größerem Umfange nicht mehr zu vertretende 
Mietsprünge auslösen. Andererseits erfüllt das Wohngeld zu- 
nehmend nicht mehr seine Funktion, angemessenes und fami- 
liengerechtes Wohnen wirtschaftlich zu sichern. 

Auch das weitere Ziel des sozialen Wohnungsbaus, in breiten 
Kreisen der Bevölkerung die Eigentumsbildung im Wohnungs- 
bau zu fördern, ist gefährdet. Besonders die einkommensschwä- 
cheren Bewerber sind nicht mehr in der Lage, infolge der 
hohen Bau- und Kapitalkosten Eigenheime oder Eigentums- 
wohnungen zu erwerben. 

Die durch die staatliche Wirtschafts- und Finanzpolitik aus- 
gelöste Krise hat die gesamte Bau- und Wohnungswirtschaft er- 
faßt. Das in den leerstehenden Wohnungen gebundene Fremd- 
kapital wird auf 30 bis 40 Milliarden DM bei einem jährlichen 
Zinsverlust von über 4 Mrd. DM geschätzt. Allein in den ersten 
drei Quartalen dieses Jahres sind in der Bauwirtschaft 914 Zu- 
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sammenbrüche zu verzeichnen; mit einer Zunahme von 85 v. H. 
ist dies die höchste Steigerungsrate aller Branchen. Der Schrump- 
fungsprozeß in der Bau- und Wohnungswirtschaft hat be- 
sorgniserweckende Ausmaße angenommen. Die Talfahrt in der 
Bauwirtschaft wird immer schneller. Diese Entwicklung läßt be- 
fürchten, daß auf längere Sicht insbesondere qualifizierte Fach- 
arbeiter in andere Wirtschaftszweige abwandern und eines 
Tages im Bauseklor fehlen werden, wenn sich die Verhältnisse 
wieder einigermaßen normalisiert haben. Auf der anderen Seite 
zwingt die beängstigend zunehmende Zahl der arbeitslosen 
Bauarbeiter den Staat zu hohen unproduktiven Ausgaben für 
die Arbeitslosenunterstützung. Dabei läßt sich das gesamte Aus- 
maß der Schwierigkeiten gegenwärtig noch nicht absehen, da 
die Situation weitaus ungünstiger ist als in der Rezessionsphase 
1966/67. War damals die Entwicklung im Wohnungsbau im 
wesentlichen die Folge der konjunkturellen Situation, sind es 
derzeit in erster Linie strukturelle Schwierigkeiten, die zu der 
Konjunkturabschwächung im Baubereich und in einigen ande- 
ren Branchen beigetragen haben, nachdem es die Bundesregie- 
rung versäumt hat, zur rechten Zeit durch geeignete Maßnah- 
men Abhilfe zu schaffen. 

Bei den Wohnungshalden stellt sich die Frage, ob es sinnvoll 
ist, in diesen Gebieten den Neubau von Sozialwohnungen noch 
v/eiter zu fordern, w^enn die leerstehenden W^ohnungen mit 
einem ungleich geringeren Aufwand an öffentlichen Mitteln für 
den sozialen Wohnungsbau umgewidmet oder auf andere ge- 
eignete Weise, insbesondere durch steuerliche Maßnahmen, 
den breiten Schichten der Bevölkerung zugänglich gemacht wer- 
den könnten. Es kann bei den Wohnungshalden nicht darum 
gehen, daß der Staat Fehlsubventionen der Bauherren mit Mit- 
teln der Steuerzahler ausgleicht, wohl aber darum, daß dieses 
volkswirtschaftliche Gut erhalten wird, soweit die Wohnungen 
nach Lage und Ausstattung für die Wohnraumversorgung der 
breiten Schichten geeignet sind. Dazu kommt, daß erst nach 
Verwertung der bestehenden Wohnungshalden die heute weit 
verbreitete Zurückhaltung der Bauträger, Kapital in den Woh- 
nungsbau zu investieren, beseitigt sein wird. 

Die Bundesregierung ist für die eingetretenen Schwierigkeiten 
in hohem Maße verantwortlich. Die Wohnungsbaupolitik des 
Bundes war bis in die jüngste Zeit auf „Wohnungsbaurekorde" 
ausgerichtet, die von einem überhöhten jährlichen Wohnungs- 
bedarf ausging. Die Bundesregierung war bis heute nicht in 
der Lage, sich den geänderten konjunkturellen und wirtschaft- 
lichen Verhältnissen anzupassen, geschweige denn eine längst 
fällige mittel- und langfristige Bedarfsanalyse vorzulegen. Ihre 
Wohnungsbauförderungsprogramme beruhen noch praktisch 
unverändert auf den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen aus 
der Zeit von vor 1971. Es fehlt an der vom Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau bereits seit langem 
angekündigten Gesamtkonzeption für den Wohnungsbau. 

Die gegenwärtige Situation verlangt die Neubestimmung der 
Wohnungspolitik, die 


7 



Drucksache 7/3002 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


— von statistisch gesicherten, quantitativen Zielvorstellungen 
des Wohnungsbedarfs unter Berücksichtigung des Bedarfs 
an preisgünstigen Sozialwohnungen ausgeht und gleich- 
zeitig regionale Schwerpunkte beachtet, 

— den sozialen Wohnungsbau zugunsten besonderer Bevöl- 
kerungsgruppen intensiviert, 

— das Miet- und Mietkostenrecht an den sozialen und wirt- 
schaftlichen Bedürfnissen der Vertragsparteien orientiert, 

— die Sanierung und Modernisierung wirkungsvoll in die Bau- 
programme einbezieht, 

— der Erhaltung und Verbesserung des vorhandenen Woh- 
nungsbestandes gleichen Rang wie der Neubauförderung 
einräumt, 

— den Zugang zum Eigentum an der Wohnung breiten Kreisen 
der Bevölkerung insbesondere durch eine ausreichende 
steuerliche und prämienrechtliche Förderung des Bauspar- 
wesens erleichtert und verstärkt, 

— die wohnungspolitischen Ziele mit denen der Städtebau- und 
Raumordnungspolitik in Übereinstimmung bringt, 

— die Wohnungspolitik sinnvoll in die gesamte Wirtschafts- 
und Konjunkturpolitik einordnet und schließlich und zu- 
nächst 

— durch eine Bereinigung der gegenwärtigen Absatzkrise wie- 
der die Investitionsbereitschaft belebt. 
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